
1503Gesetzblatt Teil I Nr. 61 — Ausgabetag: 19. September 1990

(3) Wird durch eine richterliche Entscheidung gemäß §§21 
Abs. 1, 28 Abs. 1, 36 Abs. 3 oder 46 Abs. 4 eine polizeilich an­
geordnete Maßnahme für unzulässig erklärt, hat der Betrof­
fene einen Anspruch auf Schadensausgleich gemäß § 69 Abs. 1.

§77
Beschwerde

(1) Dem von der richterlichen Entscheidung gemäß §§ 21 
Abs. 1, 28 Abs. 1, 36 Abs. 3, 37 Abs. 3, 40 Abs. 3 und 46 Abs. 4 
Betroffenen, steht das Rechtsmittel der Beschwerde zu. Die 
Beschwerde ist binnen einer Woche nach Zustellung bei dem 
Kreisgericht, von dem der angefochtene Beschluß erlassen ist, 
zu Protokoll der Rechtsantragstelle oder schriftlich durch den 
Betroffenen oder einen Rechtsanwalt einzulegen.

(2) Das Kreisgericht hat über die Beschwerde innerhalb 
von drei Tagen zu entscheiden. Hält das Gericht die Be­
schwerde für begründet, ist ihr stattzugeben; anderenfalls ist 
die Beschwerde dem Bezirksgericht vorzulegen.

(3) Das Bezirksgericht entscheidet innerhalb einer Woche 
abschließend über die Beschwerde.

(4) Durch die Einlegung der Beschwerde wird die Durch­
führung des angefochtenen Beschlusses nicht gehemmt. Das 
Kreisgericht, dessen Beschluß angefochten wird, sowie das 
Bezirksgericht können jedoch anordnen, daß die Durchfüh­
rung des angefochtenen Beschlusses auszusetzen ist.

§78
Beschwerdeverfahren

(1) Gegen die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvor­
schriften von der Polizei getroffenen Entscheidungen und 
durchgeführten Maßnahmen der Polizei kann Beschwerde 
eingelegt werden. Der von der Entscheidung oder Maßnahme 
Betroffene ist darüber zu belehren, daß er Beschwerde ein- 
legen kann. Eine Belehrung kann entfallen, soweit dies durch 
die Umstände, unter denen die Maßnahme durchgeführt wer­
den muß ausgeschlossen ist.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter An­
gabe der Gründe innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
nach Zugang oder Bekanntgabe der Entscheidung oder Kennt­
nis der Maßnahme bei der Dienststelle einzulegen, die die 
Entscheidung getroffen oder die Maßnahme angeordnet hat.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Die 
für die Entscheidung jeweils zuständige Dienststelle kann 
jedoch die Durchführung der ausgesprochenen Maßnahmen 
bis zur endgültigen Entscheidung vorläufig ausetzen.

(4) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht 
oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb 
dieser Frist dem übergeordneten Leiter zur Entscheidung zu­
zuleiten. Der Einreicher der Beschwerde ist darüber zu in­
formieren. Der übergeordnete Leiter hat innerhalb weiterer 
zwei Wochen zu entscheiden.

(5) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussicht­
lichen Abschlußtermins zu geben.

(6) Entscheidungen über Beschwerden sind den Einrei­
chern der Beschwerden schriftlich bekanntzugeben und zu 
begründen.

(7) Die Rechtsmittelregelungen des Strafprozeß- und Ord­
nungswidrigkeitsrechts bleiben hiervon unberührt.

§79
Verwaltungsrechtsweg

Soweit keine besondere gerichtliche Zuständigkeit nach 
diesem Gesetz vorgesehen ist, ist der Verwaltungsrechtsweg 
gegeben.

Siebenter Abschnitt 
Zuständigkeit und Sonderpolizeien

§80
Zuständigkeit

(1) Die in diesem Gesetz festgelegten Aufgaben und Befug­
nisse werden durch die Schutzpolizei, die Kriminalpolizei, 
die Bereitschaftspolizei, die Wasserschutzpolizei und die 
Transportpolizei wahrgenommen.

(2) Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften Aufgaben 
und Befugnisse für den Grenzschutz festgelegt sind, nimmt 
er die Aufgaben und Befugnisse nach diesem Gesetz wahr.

Sonderpolizeien
§81

Zentrales Kriminalamt
Das Zentrale Kriminalamt (ZKA) ist die zentrale Dienst­

stelle für kriminalpolizeiliche Aufgaben auf dem Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik. Es nimmt die durch 
Gesetz übertragenen kriminalpolizeilichen Aufgaben der 
Strafverfolgung und Kriminalitätsvorbeugung wahr.

§82
Gemeinsames Landeskriminalamt

Das zentrale Kriminalamt wird als Gemeinsames Landes­
kriminalamt der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom­
mern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Einrichtung eines Bundes­
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) weitergeführt, 
solange und soweit diese keine Landeskriminalämter errich­
tet haben.

§83
Regelung über das Gemeinsame Landeskriminalamt

Die Länder regeln durch Vereinbarung Sitz, Dienst- und 
Fachaufsicht sowie Kostentragung für das Gemeinsame Lan­
deskriminalamt. Solange und soweit solche Vereinbarungen 
nicht getroffen sind, ist das Gemeinsame Landeskriminalamt 
dem Land Brandenburg vorübergehend angegliedert und sein 
vorläufiger Sitz ist Berlin. Die Kosten für das Gemeinsame 
Landeskriminalamt werden von den Ländern anteilig im Ver­
hältnis der Einwohnerzahl der jeweiligen Länder getragen, 
die kein eigenes Landeskriminalamt unterhalten.

§84
Aufgaben des Gemeinsamen Landeskriminalamtes

Das gemeinsame Landeskriminalamt nimmt bis zu einer 
anderweitigen Regelung durch die Länder deren kriminal­
polizeiliche Aufgaben (gemäß § 1), insbesondere auch die Er­
stellung von Expertisen und Informationsverarbeitung mit 
überregionaler Bedeutung wahr.

§85
Transportpolizei

(1) Die Transportpolizei erfüllt als zentral geführte Polizei 
die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben auf dem Gebiet 
der Bahnanlagen und nimmt hierzu die in diesem und ande­
ren Gesetzen für sie geregelten Befugnisse wahr.

(2) Außerhalb des Gebietes der Bahnanlagen kann die 
Transportpolizei die notwendigen vorläufigen Maßnahmen 
treffen,

1. solange bei Gefahr im Verzug die örtlich zuständige 
Polizeidienststelle die zur Abwehr der Gefahr notwen­
digen Maßnahmen nicht treffen kann,

2. um Personen, die auf dem Gebiet der Bahnanlagen auf 
frischer Tat angetroffen wurden, zu verfolgen und zu 
ergreifen.

(3) Die Transportpolizei bearbeitet folgende auf dem Ge­
biet der Bahnanlagen begangene Straftaten
1. Diebstahl, Verwahrungsbruch und Unterschlagung, wenn 

sich die Gegenstände im Eigentum, im Besitz oder im 
Gewahrsam der Eisenbahn befinden oder auf dem Ge­
biet der Bahnanlagen verloren oder zurückgelassen wor­
den sind,

2. Diebstahl in Reisezügen sowie auf Bahnsteigen im Zu­
sammenhang mit dem Reiseverkehr.


